
Problemstellung

Das mobile und das flexible Arbeiten sind in vielen Unterneh-

men mit dem Sozialpartner bereits in Form von Betriebsverein-

barungen – unterschiedlicher Breite und Tiefe – geregelt. Die 

Corona-Situation, der anhaltende demografische Wandel und 

der zunehmende Wettbewerb erfordern eine mitarbeiter_in-

nenfreundliche und zugleich wettbewerbsfähige Umsetzung. 

Dieses Spannungsfeld zeigt sich beispielsweise in der zuneh-

menden Entlokalisierung vom Arbeitsort mit allen Heraus-

forderungen: Führung, Performancebewertung und Arbeits-

zeitdokumentation, klare Regeln zum Umgang mit ständiger 

Erreichbarkeit, das Unternehmen als Ort der Kommunikation, 

der Kreativität und des persönlichen Austausches. 

Mobiles Arbeiten: Lösungen und Potenziale 
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•	 Die Pandemie und die Digitalisierung sind der Turbo für die Bedeutung von mobilem Arbeiten, 
flexiblen Arbeitszeiten, ständiger Erreichbarkeit und Mitbestimmung. Wie lassen sich diese 
Themenfelder für Unternehmen und Mitarbeiter_innen gleichermaßen ergebnissicher gestalten? 
Dazu im Text einige Praxisbeispiele.

•	 Die betriebliche Entscheidung, mit der die Eignung für mobiles Arbeiten festgestellt wird, muss 
objektiv bewertbar und gesetzlich definiert sein.

•	 Homeoffice ist eine sinnvolle Ergänzung zum Arbeiten in Präsenz. Die Umsetzung muss durch  
die Betriebsparteien diskutiert und geregelt werden.

•	 Das Betriebsrätestärkungsgesetz ist ein Zwischenschritt für die Anpassung der Arbeitnehmer- 
vertretungen an die digitale Transformation. Die Aufgabe bleibt nun, mit dem Mobile-Arbeit-
Gesetz eine dauerhafte Lösung und Rechtssicherheit zu schaffen.

•	 Es ist eine betriebliche Führungsaufgabe, zu klären, mit welchen mobilen Endgeräten 
Mitarbeiter_innen ausgestattet werden müssen.

•	 Arbeitnehmer_innen müssen die ihnen zustehenden Informationen in einer empfängergerechten 
Art und Weise erhalten. Gewerkschaften ist die Kommunikation mit den Beschäftigen via Intranet, 
Mail und virtuellen Alternativen zu ermöglichen.

•	 Die gesetzliche Dokumentationspflicht der Arbeitszeit muss, was die Eckpunkte angeht, 
klar definiert und bundesweit einheitlich geregelt sein. Sich verändernde Berufsbilder und 
Arbeitszeitmodelle erfordern eine Novellierung des Arbeitszeitgesetzes.
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Abbildung 1
Arbeitszeitrahmen als ergebnissichernder Gestaltungsrahmen

Quelle: in Anlehnung an: WeHoHe2016  

Zielsetzung

Anhand ausgewählter Problemstellungen des mobilen Arbei-

tens entwickelt die ‚Plattform für Innovation und Transformati-

on‘ zukunftsgerichtete Lösungsvorschläge und betriebliche Lö-

sungsansätze, beschreibt Best Practices und formuliert Appelle 

an die Politik zu den Handlungs- und Regelungsnotwendigkei-

ten. Unternehmen sind angehalten, diese zu adaptieren und 

umzusetzen.  

Mobiles Arbeiten etabliert sich in Hybrid-
form und wird zum Attraktivitätsmerkmal 

Das alternierende und situative Arbeiten zwischen Arbeitsort ↔ 
Home ↔ Arbeitsstätten ↔ Arbeiten von unterwegs setzt sich 

durch. Damit wird ein wichtiger Beitrag zur Vereinbarkeit von 

Beruf & Familie geleistet. Zudem werden Nachhaltigkeit und 

Umweltbewusstsein gefördert, da nur wirklich notwendige 

Reisetätigkeiten erfolgen. Das mobile Arbeiten darf und kann 

den Arbeitsort als sozialen Interaktions-, Kreativitäts- und Netz-

werkpunkt nicht verdrängen. Das bedeutet, mobiles Arbeiten 

ist kein Kosteneinsparpotenzial für Gebäude- und Mietkosten; 

vielmehr trägt es als freiwilliges und optionales Arbeitsmodell 

zur Steigerung der Kreativität und der Motivation jeder/jedes 

Einzelnen bei.

Praktikable Arbeitszeitdokumentation mit 
Ländern / Bezirksregierungen erarbeiten

Erfahrungsgemäß legen die landesspezifischen Stellen bzw. 

Bezirksregierungen die gesetzliche Pflicht zur Arbeitszeitdoku-

mentation unterschiedlich aus. Dennoch oder gerade deshalb 

sind in enger Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen die 

minimalen Anforderungen an die gesetzliche Arbeitszeitdoku-

mentation nach § 16 Absatz 3 Arbeitszeitgesetz zu definieren. 

Wichtige Punkte sind:

	 Expliziter Nachweis von Beginn und Ende der Arbeitszeit 

	 Expliziter Nachweis der Inanspruchnahme von Pausen und 

privatwirtschaftlichen Handlungen

	 Expliziter Nachweis von Ruhezeiten

	 Einhaltung der Ruhezeiten

Hilfreich und sinnvoll für die praktikable Dokumentation der täg-

lichen Arbeitszeit ist die Definition eines Arbeitszeitrahmens als 

Gestaltungsrahmen:

	 Definition individueller Arbeitszeitrahmen zwischen Vorge-

setzten und Mitarbeiter_innen

	 Vordefinierte Pausenintervalle z. B. à 30 / 45 / 60 / >60 Minu-

ten (§ 3 ArbZG)

	 Pause nach maximal 6 Std. ununterbrochener Arbeitszeit (§  3 

ArbZG)

	 Beachtung von Ausgleichszeitraum (§ 3 ArbZG) und Ruhe-

zeiten (§  5 ArbZG)

	 Berechnung des Nettoarbeitszeitvolumens in Abhängigkeit 

der Pauseninanspruchnahme

	 Hinweis auf Überschreitung des Arbeitszeitgesetzes

	 Einsichtsmöglichkeit der AZ-Dokumentationen durch Vorge-

setzten (Monitoringfunktion)

	 Automatische Initiierung eines Workflows bei Überschrei-

tung des ArbZG

30/ 45/ >60 Minuten
n-Arbeitszeitrahmen

11-14 Uhr

Pausenkorridor ArbeitszeitArbeitszeit

10-12 Stunden

Variabel
innerhalb 
Rahmen

Fixer 
Rahmen
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Die landesspezifisch zuständigen Stellen bzw. Bezirksregierun-

gen schreiben die Form der Aufschreibung nicht vor; technisch 

gestützt – etwa durch eine App – ist nicht nur der tägliche Auf-

wand für die Arbeitnehmer_innen gering. Im Zuge des mobilen 

Arbeitens kann die Dokumentation entlokalisiert und von jedem 

Arbeitsort auf einem mobilen Endgerät vorgenommen werden. 

Im Falle von Arbeitszeitverstößen bietet sich ein Prozesswork-

flow an, der den Vorgesetzten und die betriebliche Mitbestim-

mung darüber informiert. Hierdurch werden betriebliche Diskus-

sionen angestoßen und kontinuierliche Verbesserungen erzielt. 

Ständige Erreichbarkeit zu regeln, ist eine 
betriebliche Führungsaufgabe 

Die ständige Erreichbarkeit/„always on“ zu regeln, ist eine ori-

ginäre betriebliche Führungsaufgabe. Das technische Kappen 

von Servern oder starre Vorgaben entsprechen nicht der be-

trieblichen Realität. Vielmehr hat die Führungskraft die Aufgabe, 

einerseits die beste Performance der Mitarbeiter_innen zu er-

möglichen; andererseits müssen sie auch vor Schaden bewahrt 

werden. Beides bedingt sich. Leitende Angestellte sind von der 

Arbeitszeitdokumentation ausgenommen, international agie-

rende Unternehmen sind den Zeitverschiebungen ausgesetzt, 

flexible Arbeitszeitmodelle erlauben versetztes Arbeiten etc.

Deshalb ist zum einen zwischen Führungskraft und Mitarbei-

ter_in zu klären, in welchem Erreichbarkeitsintervall (s. Arbeits-

zeitrahmen im vorherigen Appell) sie erreichbar sind. Zum ande-

ren sind die so genannten dringenden Fälle exakt zu definieren, 

in denen aufgrund der hohen Dringlichkeit eine Erreichbarkeit 

auch darüber hinaus gewährleistet sein muss. Dabei sollte auf 

eine persönliche Ansprache (Anruf) Wert gelegt werden. Bei-

spiele dafür sind: Anlagenstillstand, Abschluss eines langfristigen 

Kundenvertrages usw.

Für Abwesenheitszeiten infolge von Urlaub oder Krankheit (Ar-

beitsunfähigkeitsbescheinigung) gilt die Erreichbarkeit nicht. Viel-

mehr sollte dem Anspruch des Arbeitsschutzgesetzes Rechnung 

getragen werden, indem der/die Arbeitnehmer_in gänzlich auf 

aktive und reaktive Erreichbarkeit verzichtet.

Ein Beispiel aus der betrieblichen Praxis: Die häufig als Knack-

punkt geltende „Zigarettenpause“ wird von vielen Unterneh-

men aufgegriffen. Allerdings lässt sie sich arbeitszeitrechtlich nur 

schwer greifen. Beispiel: Der/die Mitarbeiter_in macht in der be-

trieblichen Raucherräumen eine Zigarettenpause. Grundsätzlich 

sind dies Pausenzeiten. Führt diese_r sein/ihr mobiles Endgerät 

mit sich und würde auch ein Gespräch annehmen, befindet er/sie 

sich in einem Zustand schwebender Arbeitsbereitschaft. Somit 

handelt es sich um Arbeitszeit. Eine Lösung ist der Anspruch aus 

dem Arbeitsvertrag, Arbeitsleistung gegen Entgelt zur Verfügung 

zu stellen. Die Führungskraft sollte in einem Mitarbeiter_innen-

gespräch bei übermäßiger Inanspruchnahme darauf einwirken.

Entscheidend ist, dass die Regelungen stets für die gesamte 

Belegschaft gelten. Des Weiteren sind die Entwicklungen zum 

Umgang mit der ständigen Erreichbarkeit dauerhaft zu monito-

ren; sowohl auf der Organebene (Vorstand, Geschäftsführung) 

als auch auf den weiteren Ebenen. Es geht darum, ein unter-

nehmensweites Bewusstsein zu schaffen, positive/negative 

Entwicklungen zu thematisieren und entsprechend zu inter-

venieren.

Zur Fixierung und konstitutiven Verankerung im Unternehmen 

reicht die Breite von Tarifvertrag über Betriebsvereinbarung bis 

Richtlinie/Handlungsanweisung. Welche Form geeignet bzw. 

notwendig ist, muss stets unternehmensindividuell entschieden 

werden.

Praxisbeispiele (Best Practices): Always on (Evonik Indust-

ries AG)

Häufig werden in diesem Zusammenhang auch die Fehlzeiten 

herangezogen und betrachtet. In zahlreichen Unternehmen wird 

ein Mono-Kausalzusammenhang zwischen der ständigen Er-

reichbarkeit und den krankheitsbedingten Fehlzeiten hergestellt. 

In den Medien häufig zitiert wird speziell die Kette zwischen 

ständiger Erreichbarkeit und dem Krankheitsbild des Burnouts. 

Das könnte heißen, je gesundheitsfördernder die ständige Er-

reichbarkeit in Unternehmen geregelt ist, desto geringer die 

krankheitsbedingten Fehlzeiten. Das ist wissenschaftlich falsch. 

Burnout ist eine Form der Depression, deren Ursachen multidi-

mensional sind. Mit welchem Anteil der Stressor der ständigen 

Erreichbarkeit darauf einwirkt und was er genau bewirkt, kann 

bislang nicht objektiv nachgewiesen werden. Insgesamt ist die 

betriebliche Regelung der Erreichbarkeit jedoch unbestritten ge-

sundheitsvorsorgend und somit -fördernd.

Viele Unternehmen bieten Schulungen an. Es liegt in der Ver-

antwortung der Unternehmen, zur Verankerung in der Unter-

nehmenskultur verpflichtende und kontinuierliche Schulungen 

für Mitarbeiter_innen und Führungskräfte zu etablieren. Die ar-

beitszeitrechtliche Dokumentationspflicht bleibt in der Zukunft 

ein wichtiges Element zum Schutze des Arbeitnehmers / der 

Arbeitnehmerin. Jedoch ergeben sich durch den Wandel der 

Berufsbilder und Geschäftsmodelle weitreichende Anpassungs-

notwendigkeiten einer Arbeitszeitdokumentation, welche die 

Allgemeingültigkeit aufheben.
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Mitbestimmung ist strategischer Partner

Wichtig bei der betrieblichen Ausgestaltung der Möglichkeiten 

zum mobilen Arbeiten ist die explizite Einbeziehung und das 

Mitnehmen der Mitbestimmung von Beginn an. Es handelt sich 

vielfach nicht nur um mitbestimmungspflichtige Tatbestände. 

Vielmehr steigert eine von beiden Seiten konzipierte und getra-

gene Lösung die Akzeptanz auf Seiten der Belegschaft. Diese 

strategische Partnerschaft von Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-

vertreter_innen geht weit über eine reine Tarifpartnerschaft hi-

naus. In der digitalen Transformation der Arbeitswelt liefert sie 

einen erfolgskritischen Beitrag zum Gelingen.

Praxisbeispiele (Best Practices): Wittenberg-Prozess, IG BCE 

& BAVC

Digitale Zutrittsrechte für Mitbestimmung  
in Unternehmen gestalten 

Gewerkschaften haben ein verfassungsrechtlich geschütz-

tes Betätigungsrecht, welches ihnen die Werbung im und um 

den Betrieb sowie den Kontakt zu ihren Mitgliedern über die 

Einrichtungen des Arbeitgebers zusichert. Das ist Teil des Ko-

alitionsgrundrechts nach Artikel 9 Grundgesetz. Dabei darf die 

Kommunikation nur so weit gehen, dass sie den Arbeitsablauf 

im Betrieb nur unerheblich beeinträchtigt. Grundsätzlich muss 

auch bei digitalen Kommunikationswegen die Abwägung zwi-

schen den Interessen der Arbeitgeber und Gewerkschaften vor-

genommen werden.

Eine Grundvoraussetzung ist einerseits die Ausstattung der 

Betriebsrats- und Personalratsfunktionen mit entsprechender 

digitaler Infrastruktur, sowohl auf Seiten der freigestellten als 

auch der nichtfreigestellten Arbeitnehmervertreter_innen, um 

ihre betriebliche Interessensvertretung auch in der Zukunft si-

cherzustellen. Andererseits ist sicherzustellen, dass alle Arbeit-

nehmer_innen über ein mobiles Endgerät verfügen, um das 

Informationsangebot wahrzunehmen: sei es über eine arbeit-

gebergetragene Ausstattung oder als „bring your own device“-

Lösung.

Hybride Veranstaltungsformate sind zukunftssichernd. Be-

triebs- und Personalversammlungen, Tarifgespräche, Aus-

schuss-Sitzungen, Betriebs- und Personalratswahlen der be-

trieblichen Mitbestimmung finden je nach Teilnehmerzahl, 

Zielsetzung und Kultur des Unternehmens auf dem Kontinuum 

„in Präsenz – virtuell“ statt. Durchsetzen und etablieren wird 

sich grundsätzlich die Kombination aus beiden Ausprägungen, 

die Hybridform.

Beispiel Betriebsversammlung: Es ist ein Event, um mit Beschäf-

tigten zu Unternehmens- und Gewerkschaftsthemen im direk-

ten Kontakt zu sein. Digital lassen sich Informationen übermit-

teln, aber ein demokratischer und zugleich offener Diskurs ist 

nur bedingt möglich. Dennoch ist der Tatsache Rechnung zu 

tragen, dass vermehrt entlokalisiert gearbeitet wird und flexible 

Arbeitszeitmodelle bereits heute weit verbreitet sind. Arbeitneh-

mer_innen sollten die ihnen zustehenden Informationen in einer 

empfängergerechten Art und Weise erhalten. Dies gilt für den 

Zugang, die Transparenz und die Abrufbarkeit.

Auf die vertretenen Gewerkschaften kommt in der Zukunft eine 

besondere Herausforderung zu. Per Gesetz ist ihnen der Zugang 

zum Unternehmen gewährt. Auch hier können und müssen di-

gitale Zugangsrechte für Gewerkschaften auf dem Kontinuum 

von Präsenz bis virtuell entwickelt und umgesetzt werden. Wenn 

Arbeit dezentral und außerbetrieblich erbracht wird, muss der 

Zugang von Beschäftigten, Interessenvertretungen und Gewerk-

schaften zu den digitalen Kommunikationssystemen der Ver-

waltungen und Betriebe gewährleistet sein.

Alle Beschäftigten benötigen freien und unzensierten Zugang 

zum Intra- und Internet und die Gewährleistung vertraulicher 

Kommunikation. Wer auf Missstände hinweist (Whistleblower), 

muss ermutigt und geschützt werden. Sinnvoll und zukunftssi-

chernd sind auch hybride Veranstaltungsformate wie z. B. die 

Gewerkschaft vor Ort & Livestream in die sozialen Medien und/

oder eine Intranetplattform des Unternehmens. Diese neuen 

Entwicklungen müssen integraler Bestandteil des Betriebsver-

fassungsgesetzes werden – speziell durch die Ergänzungen der 

Paragrafen 30 bis 34 des Betriebsverfassungsgesetzes.

Praxisbeispiele (Best Practices): Anforderungen der Ver.di an 

die Wahlprogramme 2021 – Digitalisierung

Betrieblicher Arbeitsschutz findet auch an 
mobilen Arbeitsorten Anwendung 

An mobilen Arbeitsorten – zu Hause, unterwegs, beim Kunden 

– ist eine klare Anwendung des Versicherungsschutzes schwie-

rig. Situation zu Hause: Handelt es sich bei einer biologischen 

Pause und einem damit verbundenen Sturz auf der Treppe 

um einen Arbeitsunfall oder nicht? Hier ermöglichen nur klare 

Rechtssituationen, die Funktionsfähigkeit des mobilen Arbeitens 

in der Praxis sicherzustellen.

Der Gesetzesentwurf zum Mobilen Arbeiten des Bundesminis-

teriums für Arbeit und Soziales bietet einen praktikablen und 

zielsichernden Handlungsrahmen für Unternehmen. Mit der 
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analogen Anwendung der betrieblichen Unfallversicherungsvor-

schriften auf den mobilen Arbeitsort ist der/die Arbeitnehmer_in 

umfassend geschützt. 

Ausstattung mit technischem Equipment – 
eine betriebliche Führungsaufgabe

Nicht wenige Unternehmen stellen den Mitarbeiter_innen zu-

mindest ein mobiles Endgerät zur Verfügung; Laptop im Büro (in 

Kombination mit Monitoren), Smartphone oder Tablet. Alternativ 

nutzt der/die Mitarbeiter_in sein privates Endgerät unter Berück-

sichtigung unternehmerischer Sicherheitsrichtlinien („bring your 

own device“).

Im Rahmen ihrer betrieblichen Führungsaufgabe müssen die Vor-

gesetzten je nach Art der Tätigkeit bedarfsgerechtes technisches 

Equipment zu Verfügung stellen. Die IT-Tools und die IT-Ausstat-

tung sind zur optimalen Ausgestaltung der digitalen Zusammen-

arbeit zu intensivieren und der effektive(re) Umgang noch stärker 

zu unterstützen. Die Spannbreite reicht hier von einem individuel-

len mobilen Endgerät bis zu entsprechenden Räumlichkeiten im 

Betrieb für bspw. Mitarbeiter_innen in der Produktion.

Eine andere Lösung ist, die private Nutzung des betrieblichen 

Endgeräts durch Einführung eines betrieblichen und privaten Ar-

beitsbereiches (Workplace) zu ermöglichen. Dieser Aspekt wird 

meistens in einer Betriebsvereinbarung geregelt. Der geldwerte 

Vorteil wird dann im Rahmen der monatlichen Gehaltsabrech-

nung steuerlich in Abzug gebracht.

Wenn das Unternehmen sich das Recht vorbehalten hat, mobi-

les Arbeiten (Homeoffice) einseitig anzuordnen, muss es den/

die Mitarbeiter_in befähigen, seine Arbeitsleistung erbringen zu  

können. Das bedeutet, dass der/die Arbeitgeber_in die Kosten 

für nötige Arbeitsmittel, wie ein Laptop, tragen muss. Selbst 

wenn der Mitarbeiter seine privat genutzten Geräte für die Ar-

beit nutzen soll (was bereits aus datenschutzrechtlichen Grün-

den nicht zu empfehlen ist), hat er einen einteiligen Anspruch 

auf Ersatz der Kosten für die Anschaffung, Wartung usw.

Für Verbrauchsmaterial, wie z. B. Papier, sind die Kosten voll zu 

erstatten. Wasser-, Strom- sowie Heizungskosten sind ebenfalls 

anteilig von dem/der Arbeitgeber_in zu zahlen. In bestimmten 

Fällen hat der/die Mitarbeiter_in auch einen Anspruch auf Betei-

ligung an der Wohnungsmiete.

Daher sollte bei mobilem Arbeiten unbedingt eine Vereinbarung 

darüber getroffen werden, wer welche Kosten trägt – entwe-

der in einer Betriebsvereinbarung oder durch eine individuelle 

Vereinbarung mit dem/der Mitarbeiter_in zum Homeoffice. Hier 

bieten sich Pauschalzahlungen durch den Arbeitgeber an. Eine 

andere Möglichkeit wäre es, dem Mitarbeiter/der Mitarbeiterin 

anzubieten, konkrete nachgewiesene und erforderliche Mehr-

kosten zu erstatten.

Insgesamt bedarf es per Tarifvertrag und/oder Betriebs-/Dienst-

vereinbarung einer klaren Festlegung, wie die gesundheitsför-

dernde und funktionierende Ausstattung aussieht.  

Praxisbeispiele (Best Practices)
	 Mobile Arbeit – Empfehlungen für die tarif- und betriebspo-

litische Gestaltung, ver.di, Berlin: 2019

	 Manifest zwischen der Deutschen Telekom AG und dem 

Konzernbetriebsrat über „Neues Arbeiten bei der Deutschen 

Telekom AG“

Ergebnisorientierung im Fokus

Beim mobilen Arbeiten geht es nicht nur um die Entlokalisierung 

vom bisher festgelegten Arbeitsort. Auch der notwendige kultu-

relle Wandel von der Präsenzkultur zur Ergebnisorientierung geht 

damit einher. Irrtümlicherweise wird hohe Präsenz häufig mit ei-

ner hohen Produktivität gleichgesetzt. Moderne Führungsansät-

ze postulieren ein hohes Maß an Flexibilität und Entscheidungs-

spielraum. Daraus ergibt sich, dass die Ergebnisorientierung im 

Vordergrund steht und eine gesunde Balance zwischen An- und 

Abwesenheit herrscht.

 

Zu prüfen ist, ob die Tätigkeit des Arbeitnehmers / der Arbeit-

nehmerin objektiv für ein mobiles Arbeiten geeignet ist. Eine 

alleinige Entscheidung seitens des/der Vorgesetzten birgt die 

Gefahr von Missmut und Unzufriedenheit. Hilfestellung bieten 

die folgenden Kriterien:

I.	 Grad der persönlichen Kundinnen-/Kundeninteraktion als 

wesentliches Merkmal der Tätigkeit

II.	 Art der Tätigkeit (Verwaltung – Produktion, kaufmännisch – 

technisch)

III.	 Umfang des technischen Equipments

IV.	 Personennahe Tätigkeiten

V.	 Räumliche und technische Voraussetzungen zum mobilen 

Arbeiten (zu Hause, Arbeitsstätten etc.)

VI.	 Individueller Chronotyp

VII.	Individuelle Bereitschaft

Merkmal I eruiert, inwieweit es zum Kernarbeitsfeld des Arbeit-

nehmers/der Arbeitnehmerin gehört, mit Kundinnen/Kunden zu 

interagieren, um das Ergebnis und den Erfolg seiner/ihrer Tätig-
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keit sicherzustellen. Merkmal II hebt auf die Art der Tätigkeit ab; 

handelt es sich um verwaltungstypische oder eher technisch-

handwerkliche Tätigkeiten. Merkmal III zeigt den bereits beste-

henden und den notwendigen technischen Ausstattungsgrad 

des Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin. Merkmal IV umfasst 

Tätigkeiten, die direkt an Personen oder Anlagen erbracht wer-

den müssen (z.B. Friseur_innen, Ärzt_innen, Masseur_innen, Ab-

füller_innen etc.).

Die räumlichen Voraussetzungen sowie die damit verbundene 

Breitbandverfügbarkeit (Merkmal V) sind von notwendiger Be-

deutung für das mobile Arbeiten. Merkmal VI beschreibt die 

individuelle zeitliche Organisation von physiologischen Prozes-

sen und wiederholten Verhaltensmustern des Arbeitnehmers/

der Arbeitnehmerin. Die individuelle Bereitschaft des Arbeit-

nehmers/der Arbeitnehmerin (Merkmal VII) soll sicherstellen, 

dass eine weitgehende Verpflichtung des Arbeitgebers/der 

Arbeitgeberin nicht vorgenommen wird. 

Open-Space-Architektur ist in vielen  
Branchen zukunftsweisend

Open Space beschreibt ein zukunftsweisendes Arbeitsumfeld, 

in dem die Kommunikation und Zusammenarbeit mit Kol-

leg_innen sowie die Kreativität und die Produktivität gefördert 

werden. Je nach Branche und Bereitschaft in der Belegschaft 

weichen immer häufiger individuelle Einzelbüros einer großen 

kollektiven Arbeitsfläche, was dem Trend nach vermehrter mo-

biler Arbeit sowie zukunftsgerichteten Arbeitszeitmodellen 

und Berufsbildern gerecht wird. Dies hat einen guten Grund, 

denn richtig geplant ermöglicht das Open-Space-Büro ideal 

konzentriertes Arbeiten, einen ungehinderten Informations-

fluss und spart zusätzlich noch Platz und Kosten.

Die Besonderheit beim Open-Space-Büro ist, dass sich der/die 

Mitarbeiter_in bzw. ein Teil der Mitarbeiter_innen den Arbeits-

platz jeden Tag aufs Neue aussucht bzw. bucht – hier gibt es 

dann keine fest zugewiesenen Schreibtische. Dies bietet mehr 

Freiheiten, was sich positiv auf die Motivation und Arbeitszu-

friedenheit auswirken kann. Je nach Aufgabe/Tätigkeit ist es 

dem/der Mitarbeiter_in möglich, entweder ein Einzelbüro für 

konzentriertes Arbeiten bzw. für vertrauliche Gespräche oder 

einen Arbeitsplatz im Großraum zu nutzen. Teams oder Projekt-

gruppen finden sich zweckgebunden zusammen und arbeiten 

gemeinsam.

Open Space erfolgt unter der Prämisse des Erhalts von Standor-

ten und Arbeitsstätten als Knotenpunkt von sozialer Interaktion, 

persönlicher Kommunikation, Innovation und Kreativität. Kosten-

einsparungen stehen nicht im Fokus. Open Space bedingt, dass 

die Einführung tätigkeits- und funktionsspezifisch Sinn ergibt 

und sich die gewünschten und beschriebenen Potenziale ent-

falten (Projekttätigkeit, Forschung & Entwicklung, Rechnungs-

wesen vs. personennaher Dienstleistungen wie Beratung, HR 

Management oder Assistenz).  

Praxisbeispiele (Best Practices):
	 Neues Arbeiten bei der Deutschen Telekom AG

	 Agiles Arbeiten bei der Deutschen Telekom AG

Performancebewertung von Mitarbeiter_
innen

Durch den vermehrten Anteil entlokalisierter Arbeit (mobil, 

Homeoffice, Telearbeit) und sich verändernder Arbeitszeitmo-

delle in der Zukunft stellt sich die Herausforderung der objek-

tiven Performance-Messung. Viele Unternehmen lösen sich von 

den langjährigen Management by Objective-Ansätzen; hierbei 

werden individuelle quantitative und qualitative Ziele zwischen 

dem/der Vorgesetzten und dem/der Mitarbeiter_in vereinbart. 

Festzustellen in der Praxis und der Wissenschaft gleichermaßen 

ist der Ansatz, reine gruppen- und bereichsspezifische Ziele zu 

formulieren.

Vor dem Hintergrund des zunehmend stärker werdenden Fach- 

und Führungskräftemangels, der Beschreibung von Entwick-

lungspfaden von Mitarbeiter_innen, Talent Management-Pro-

grammen etc. muss die individuelle Leistung eines Mitarbeiters/

einer Mitarbeiterin gemessen werden können. Die Wissenschaft 

kennt und konstatiert dazu bislang und nach einschlägiger Re-

cherche kein einheitliches Modell.

Eine zielführende Lösung ist die Kombination aus Zielkorridor  

& Kundenfeedback.

1.	 Zielkorridor aus individuellen und bereichs- und/oder unter-

nehmensspezifischen Zielen

2.	 Kundenfeedback (intern und extern)

Mobiles Arbeiten setzt voraus, dass Vorgesetzte bereit sind, 

den mobil Arbeitenden Freiräume zu geben und entspre-

chendes Vertrauen in die Mitarbeiter_innen zu setzen. So 

weit es die Aufgabe und Tätigkeit zulässt, kann eigenständig 

entschieden werden, wie ein bestimmtes Ergebnis erreicht 

werden soll (Ergebnisorientierung). Die in vielen Unterneh-

men gelebte Präsenzkultur bricht auf. Stärker als bisher sind 

klare und erreichbare Zielsetzungen zu vereinbaren; sowohl 

auf der individuellen als auch auf Bereichs- oder Unter- 
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nehmensebene. Wichtig ist, dass in dieser Kaskade die Kon-

sistenz gewährleistet ist. Führungskräfte müssen einen kurz- 

zyklischeren (quartalsweisen) Austausch mit den Mitarbeiter_

innen sicherstellen. 

Anlagen

Anlage 1	 Betriebliche Regelung der ständigen Erreichbarkeit  

	 und Arbeitszeitdokumentation am Beispiel der Evonik  

	 Industries AG in Deutschland

Anlage 2	 Sozialpartnerschaft IG BCE und BAVC – Der Witten- 

	 berg-Prozess 

Anlage 3	 Anforderungen der Ver.di an die Wahlprogramme  

	 2021 – Digitalisierung 

Anlage 4	 Mobile Arbeit – Empfehlungen für die tarif- und be- 

	 triebspolitische Gestaltung, ver.di, Berlin: 2019 

Anlage 5 	 Manifest zwischen der Deutschen Telekom AG und  

	 dem Konzernbetriebsrat über „Neues Arbeiten bei  

	 der Deutschen Telekom AG“ 

Diese Anlagen sind abrufbar unter: https://www.managerkreis.

de/publikationen/impulse

Weitere Quellen

https://www.telekom.com/de/karriere/wir-als-arbeitgeber/

wie-wir-arbeiten

https://www.telekom.com/de/karriere/wir-als-arbeitgeber/

wie-wir-arbeiten/agiles-arbeiten

Literatur

Weidinger, M.; Hermann, L.; Hoff, A.: Arbeitszeitberatung – 

Arbeitszeitrecht in der betrieblichen Praxis, Fulda: 2016

Brücke zwischen Management und Politik 

Der Managerkreis der Friedrich-Ebert-Stiftung ist ein Forum für Unternehmer_innen, Führungskräfte und Vertreter_innen aus 

Wirtschaftsverbänden und Politik, die sich der Sozialen Demokratie verbunden fühlen. Wir beraten seit 1991 in wirtschafts- 

und gesellschaftspolitischen Fragen. In acht Regionalkreisen und fünf thematischen Arbeitsgruppen bieten wir unseren 

Mitgliedern die Möglichkeit, sich einzubringen und Netzwerke zu knüpfen. Wir erarbeiten Impulspapiere, organisieren Hinter-

grundgespräche mit Entscheidungsträger_innen aus Politik und Wirtschaft und laden zu öffentlichen Veranstaltungen ein. 

Darüber hinaus gibt es Angebote für Young Leaders und exklusiv für Frauen. Mehr Informationen zum Managerkreis der 

Friedrich-Ebert-Stiftung finden Sie unter www.managerkreis.de.

Über die Autor_innen: 
Dr. Frank Lelke, Evonik Industries AG, Head of Global Success Management - Attract & Recruit,  

Leiter der Plattform für Innovation & Transformation 

Gabriele Schmidt, NRW-Landesleiterin ver.di, Mitglied der  
Plattform für Innovation & Transformation 

Dr. Barbara Loth, ehemalige Staatssekretärin, Mitglied der  
Plattform für Innovation & Transformation

Die Ausführungen und Schlussfolgerungen sind von den Autor_innen in eigener Verantwortung  
vorgenommen worden und geben ausschließlich ihre persönliche Meinung wieder.

https://www.managerkreis.de/publikationen/impulse
https://www.telekom.com/de/karriere/wir-als-arbeitgeber/wie-wir-arbeiten
https://www.telekom.com/de/karriere/wir-als-arbeitgeber/wie-wir-arbeiten/agiles-arbeiten
http://www.managerkreis.de
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Moderne Gesundheitsver-
sorgung Regional. Flexibel. 
Integriert. 
AG Gesundheitspolitik des 

Managerkreises 

Juni 2021

Mit regionalen Versorgungsstrukturen sollen intelligente Ge-

sundheitsnetze aufgebaut und die Versorgung sichergestellt 

werden. Der Begriff „Integrierte Versorgung“ nach SGB V steht 

für zwei unterschiedliche Ansätze: Neben Verträgen zur beson-

deren Behandlung eines Krankheitsbildes (über die Regelversor-

gung hinausgehend, zwischen mehreren Leistungserbringern 

koordiniert, zeitlich begrenzt) umfasst er auch die ganzheitliche 

Versorgung breiter regionaler Populationen durch Vernetzung 

aller am Gesundheitsprozess Beteiligten. Dieser ganzheitliche 

Ansatz beschreibt das eigentlich angedachte Zukunftsmodell, 

einen Weg von der kleinteiligen und fehleranfälligen hin zur 

populationsorientierten Versorgung aufzuzeigen.

Nicht zuletzt die aktuelle Pandemie zeigt, dass Deutschland 

noch immer im traditionellen – durch Sektorengrenzen be-

stimmten – Versorgungssystem verhaftet ist (z. B. voneinan-

der unabhängige Behandlungsschritte niedergelassener Arzt/

Ärztin-Krankenhaus-Reha). Ohne die Vorgabe politischer Rah-

menbedingungen haben sich die Sektoren im letzten Jahrzehnt 

getrennt voneinander entwickelt: Jeder Bereich agiert autark 

und optimiert ausschließlich seine eigene Ökonomie.

Eine solch unwirtliche Umgebung stellt das Etablieren einer 

ganzheitlichen (Präventiv-)Versorgung vor eine Mammut-Auf-

gabe. Eine qualitätsorientierte und effiziente Versorgung kann 

daher nur im regionalen Kontext ermöglicht werden. Drei we-

sentliche Erfolgsfaktoren müssen dafür angegangen werden: 

Die Zusammenführung notwendiger Skills, die Steuerung des 

digitalen Informationsflusses sowie ein funktionierendes Finan-

zierungsmodell:

    Für eine sinnvolle Weiterentwicklung der Versorgung 

braucht es eine Netzwerkbildung aller am Gesundheitspro-

zess Beteiligten, darunter Leistungserbringer, Universitäten, 

das Gemeinwesen, Akteure im Quartier oder auch Vereine. 

Ein Ökosystem, das Gesundheits- und Krankheitsentwick-

lung zusammenzuführen vermag und damit auch die Ver-

meidung von unnötigen Kosten ermöglicht. 

 Nur mit einer guten Datengrundlage kann Versorgung 

sinnvoll neu strukturiert werden. Relevante (Gesundheits-) 

Daten müssen hin zu regionalen Ebenen gelangen. Vor Ort 

nicht vorhandene Ressourcen (z. B. Unikliniken) müssen aus 

anderen Regionen angebunden werden.

 Langfristige Planungssicherheit ist Voraussetzung für ein 

funktionierendes Finanzierungsmodell. Über eine Start-

Up-Finanzierung, die später zurückzuzahlen ist, wird das 

Gesamtsystem langfristig entlastet. Finanzierungs- und Or-

ganisationsverantwortung müssen in regionalen Integrati-

onseinheiten zusammengebracht werden. 

Ein Positionspapier der AG Gesundheitspolitik des Managerkreises

Ziel der integrierten Versorgung ist eine interdisziplinäre Versorgung durch eine enge Kooperation 
unterschiedlicher Leistungserbringer (zum Beispiel Haus- und Fachärzte, ärztliche und nichtärztliche 
Leistungserbringer, Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, Universitäten, Vereine, 
Industrie, Wirtschaft). Hierdurch sollen die Qualität und die Wirtschaftlichkeit der medizinischen Ver-
sorgung verbessert werden. Eine integrierte Versorgung soll dadurch die Probleme des sektoral ge-
gliederten Gesundheitssystems und damit zusammenhängende Schnittstellenprobleme lösen.

Moderne Gesundheitsversorgung
Regional. Flexibel. Integriert.

J U N 2021

Steuer- und haushalts- 
politische Impulse für die 
nächste Legislaturperiode 
Karl Heinz Krug, Volker Halsch 

Juni 2021

Steuer- und haushaltspolitische Impulse 
für die nächste Legislaturperiode

J U N 2021

Ein Impulspapier der AG Finanzen des Managerkreises der Friedrich-Ebert-Stiftung
Karl Heinz Krug und Volker Halsch

Worauf es aus unserer Sicht jetzt ankommt

1. Deutschland ist bislang gut mit der Corona-Krise umgegangen. Die enormen Hilfen für die Wirtschaft 
haben geholfen, Arbeitsplätze zu erhalten und Investitionen für die Zukunft anzuregen. In den 
kommenden Jahren wird es darauf ankommen, das Investitionsniveau in Deutschland auf einem ho-
hen Niveau zu verstetigen. Hierzu müssen die öffentlichen Haushalte ihren Beitrag leisten. Deutsch-
land braucht deswegen ein konstantes öffentliches Investitionsbudget für Infrastrukturausgaben in 
Höhe von 3% des BIP.

2. Um die Handlungsfähigkeit des Staates zu erhalten, müssen alle ihren Beitrag leisten. Insbesondere 
international agierende Unternehmen können sich heute auf einfache Weise der nationalen Besteu-
erung entziehen. Deshalb sind die Initiativen auf OECD-Ebene, massiv unterstützt und vorangetrie-
ben durch die neue US-Regierung und die Bundesregierung, zu unterstützen, die eine Mindestbe-
steuerung in Verbindung mit einer gerechten Verteilung des Steuersubstrats zum Ziel haben.

3. Da die Wiederbelebung der Vermögenssteuer sehr verwaltungsaufwändig ist, sprechen wir uns für 
eine Neuausrichtung der Erbschaftssteuer aus. Grundsätzlich sollten dabei sämtliche Vermögensge-
genstände erfasst und steuerlich gleichgestellt werden, um die Bemessungsgrundlage zu verbrei-
tern. Somit wird die zu Recht kritisierte Ungleichbehandlung von Vermögen aufgehoben und die 
Besteuerung nicht selbst erbrachter Leistung konsequent umgesetzt. Eine verzinsliche Steuer-
stundung sollte generell möglich sein. Zur Lösung der Liquiditätsproblematik beim Betriebsüber-
gang kann man darüber hinaus auch über Fremdkapitalinstrumente (zinsgünstige Darlehen der
KfW) oder Eigenkapitalinstrumente (Angebot von stillen Beteiligungen über einen Staatsfonds) nach-
denken.

4. Handlungsbedarf besteht weiterhin bei der steuerlichen Gleichstellung von Kapital- und Per- 
sonengesellschaften. Ob der nunmehr eingeschlagene Weg der Option für einen Teil der Personen-
gesellschaften zur Besteuerung nach dem Körperschaftsteuer-Regime zielführend ist, muss 

Mecklenburg-Vorpommern – 
Pionierland für digitale und 
grüne Innovationen 

Prof. Dr. Henning Vöpel 

November 2021

I. Regionaler Strukturwandel und wirtschaftlicher 
Fortschritt: „Created in MV“

Große strukturelle Umbrüche kennzeichnen die Gegenwart. Vie-

les von dem, was gestern war und heute noch ist, wird morgen 

anders sein. Dies kann man als Bedrohung für den Status quo 

wahrnehmen – oder als Chance für Veränderung und Gestal-

tung. Zusätzlich hat die Pandemie den Blick auf die Gesellschaft 

und die Zukunft verändert, indem sie sichtbar gemacht hat, was 

in der Krise besonders wichtig ist und Zusammenhalt schafft. Sie 

hat aber ebenso deutlich gemacht, wo es Bruchlinien in der Ge-

sellschaft gibt. Wichtig ist, dass in Krisen ebenso wie in den be-

vorstehenden Transformationsprozessen der gesellschaftliche Zu-

sammenhalt und die Selbstbestimmung der Menschen gestärkt 

werden. Nur so lässt sich Zukunft mutig gestalten. Tiefgreifende 

Veränderungen lösen darüber hinaus Unsicherheit und Komple-

xität aus. Zukunftsgestaltung braucht daher auch Orientierung, 

eine Idee für die Zukunft und einen Plan für den Weg dorthin. 

Mecklenburg-Vorpommern –  
Pionierland für digitale und grüne Innovationen 

• Globale Phänomene des Strukturwandels betreffen auch Mecklenburg-Vorpommern. 
Digitalisierung und neue Technologien, Klimakrise und Dekarbonisierung, Globalisierung sowie 
der demografische Wandel eröffnen gerade für Flächenländer wie Mecklenburg-Vorpommern 
neue wirtschaftliche und gesellschaftliche Chancen.

• Mecklenburg-Vorpommern verfügt nicht nur in den Bereichen Tourismus, Landwirtschaft 
und Gesundheit über die besten Bedingungen, von den derzeitigen Umbrüchen und 
Transformationsprozessen strukturell zu profitieren.

• Um Pionierland für digitale und grüne Innovation zu werden, müssen in Mecklenburg-
Vorpommern jetzt die Weichen gestellt werden: Die digitale Gesellschaft, Nachhaltigkeits- 
ökonomie und Innovationskultur sind die zentralen Leitthemen politischen Handelns.

• Durch Standortmarketing und Markenbildung stellen sich die ausgeprägte ländliche Struktur 
Mecklenburg-Vorpommerns, die Natur und die Weite als zentraler Vorteil dar, wenn die 
dezentrale Vernetzung, eine nachhaltige Wirtschaftsweise und die Chancen von Wissenschaft, 
Forschung und Entrepreneurship konsequent umgesetzt werden.

• Mecklenburg-Vorpommern kann weiter in einen erfolgreichen europäischen Innovationsraum 
eingebunden werden, wenn Infrastrukturen und Kompetenzen ausgebaut, Wissenschaft und 
Gründertum gefördert und neue Technologien industriepolitisch entwickelt werden.

Prof. Dr. Henning Vöpel

CREATED BY GERMANY
Regionalversion 
Mecklenburg-Vorpommern

Kryptos auf dem Siegeszug? 
Werden sich Kryptowährun-
gen und -assets in Europa 
durchsetzen? 

Karl Heinz Krug, Stefan Marx 

und Florian Witt 

Dezember 2021

In einer Bewertung der vergangenen Legislaturperiode sind 

sich die Kommentator_innen weitgehend einig: Die Bundes-

regierung ist mit ihren Ergebnissen zur Digitalisierung weit 

hinter ihren Absichtserklärungen zurückgeblieben. Bei näherer 

Betrachtung zeigt sich jedoch, dass es durchaus Bereiche gibt, 

in denen die Bundesregierung deutliche Fortschritte erreicht 

hat und dies auch in den jeweiligen Branchen Anerkennung 

findet. So wurde in der Blockchain-Strategie der Bundesregie-

rung, wesentlich vorangetrieben durch das Bundesfinanzmi-

nisterium, die Absicht formuliert, einen Regulierungsrahmen 

für die vielfältigen Erscheinungsformen von Krypto-Assets zu 

schaffen. 

Hier ist es nicht nur bei der Zielformulierung geblieben, sondern 

der Rechtsrahmen und die Grundlage für neue und innovative 

Technologien wurde etabliert. Zum Ende der Legislaturperiode 

kamen lobende Worte von Branchenverbänden wie BitKom und 

anderen. Auch die Finanzwirtschaft selbst stellt fest, dass die 

Bundesregierung mit ihren Maßnahmen durchaus taktgebend 

für die Finanzindustrie gewirkt hat.

Ausgangssituation

Im Bereich der Kryptowerte sind zwei grundsätzliche Entwick-

lungsbereiche zu betrachten, die jeweils einer Regulierung auf 

europäischer Ebene bedürfen – und Deutschland will dabei eine 

Vorreiterrolle einnehmen. 

Es handelt sich zum einen um den rechtlichen Rahmen zur 
Etablierung eines regulierten Marktes für Krypto-Assets, 

wie z. B. elektronische Wertpapiere und Krypto-Token. Mit ei-

nem ersten Gesetz zu Krypto-Anleihen (Aktien und Fonds 

sollen folgen) zur Eintragung von Wertpapierurkunden in ein 

elektronisches Wertpapierregister hat die Bundesregierung die 

Schaffung dieses Rechtsrahmens eingeleitet. Krypto-Token, die 

häufig im Rahmen von sogenannten ICO (Initial Coin Offering) 

entstehen, und ein Nutzungsrecht auf Produkte des Emittenten 

oder Kryptowährungen schaffen, sind eine weitere Ausprägung. 

Bei den Kryptowährungen steht aus Sicht der Käufer_innen eine 

Wertsteigerung des Tokens im Vordergrund. Grundsätzlich un-

terstützt die Bundesregierung diese Entwicklungen, will jedoch 

Kryptos auf dem Siegeszug?
Werden sich Kryptowährungen und -assets  

in Europa etablieren?

DE Z 2021

Karl Heinz Krug, Stefan Marx und Florian Witt 
Mitglieder der AG Finanzen des Managerkreises

• Bei der Regulierung von Kryptowerten sollte weiterhin das Leitprinzip gelten „gleiches Geschäft, 
gleiches Risiko, gleiche Regulierung“.

• Gewinne aus dem An- und Verkauf von Krypto-Werten sollten derselben Besteuerung unterliegen
wie andere Geschäfte zur Anlage privaten Geldes.

• Währungen sind Sache der damit beauftragten Zentralbanken.

• Zur währungspolitischen und digitalen Souveränität Europas gehören neben der Regulierung  
attraktive Angebote wie ein EU-Retail-Zahlungssystem und ein digitaler Euro. 

Nordrhein-Westfalen 2035: 
Comeback eines Landes im 
Strukturwandel 
Jörg Lichter 

Februar 2022

Created by Germany – Monitor Deutsch- 
land 2035

Der Managerkreis der Friedrich-Ebert-Stiftung hat im November 

2021 den „Monitor Deutschland 2035“ veröffentlicht. Hinter-

grund ist das Projekt „Created by Germany – Wirtschaftspoliti-

sche Impulse für Deutschland 2035“ mit Szenarien für die deut-

sche Volkswirtschaft im Jahre 2035. Dargestellt und bewertet 

werden die Themenfelder Wertschöpfung, Innovation, Know-

how, Klima, öffentliche Sicherheit und soziale Sicherheit auf der 

Basis von 26 Indikatoren.

Auf Grundlage dieser Studie wird im Folgenden analysiert, in 

welchen Bereichen Nordrhein-Westfalen (NRW) Rückstand auf-

weist und wie das Land bis 2035 wieder zum Spitzenfeld der 

Bundesländer aufschließen kann. Zu Beginn wird der Status quo 

im Ländervergleich dargestellt – auf der Basis von 13 Indikatoren, 

die auch für den Deutschland-Monitor herangezogen wurden. 

Diese werden, wo sinnvoll, durch weitere Indikatoren ergänzt. Die 

daraus abgeleiteten Handlungsempfehlungen sollen helfen den 

Rückstand, insbesondere gegenüber der beiden Benchmark- 

Bun desländern Bayern und Baden-Württemberg, aufzuholen.

Von Wertschöpfung bis zu sozialer Sicherheit

   Wertschöpfung
NRW befindet sich seit Jahrzehnten in einem tiefgreifenden 

wirtschaftlichen Strukturwandel. Der Anteil des produzierenden 

Gewerbes an der Bruttowertschöpfung liegt heute unter dem 

Bundesdurchschnitt. Diese „Deindustrialisierung“, d. h. der Verlust 

investitionsstarker Unternehmen aus der Montan-, Energie- und 

Automobilindustrie, zeigt sich deutlich bei den Bruttoanlagein-

vestitionen. NRW kommt lediglich auf einen Betrag von 6.559 

Euro je Einwohner (Zahlen für 2018) und ist damit Schlusslicht 

unter den westdeutschen Flächenländern. Spitzenreiter Bayern 

erreicht 11.562 Euro, Baden-Württemberg 10.698 Euro, Deutsch-

land im Mittel 8.543 Euro. Die Folge der geringen Investitions-

tätigkeit: NRW bleibt beim Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf 

der Bevölkerung sowie bei der Beschäftigungs- und der Lohn-

entwicklung hinter den anderen westdeutschen Flächenländern 

zurück.

Hoffnung für die Zukunft macht die Breitbandversorgung – eine 

notwendige Voraussetzung für die digitale Transformation. Mehr 

als 96% der Haushalte in NRW verfügen Ende 2020 über einen 

Anschluss mit einer Datengeschwindigkeit von mindestens 50 

Mbit/s. NRW liegt damit vor Bayern (95,9%), Baden-Württemberg 

und dem deutschen Mittelwert (jeweils 94,5%). Die Versorgung 

des ländlichen Raums ist in NRW mit einer Quote von 84,2% zwar 

deutlich besser als im Bundesdurchschnitt von 80,9%. NRW soll-

te sich aber in diesem Fall an Bayern orientieren, wo 88,8% der 

Haushalte auf dem Land über einen Breitbandanschluss verfügen. 

Denn viele nordrhein-westfälische Mittelständler sitzen außerhalb 

der Großstädte. Bei den leistungsstarken Glasfaseranschlüssen 

bleibt NRW mit 14,8% der Haushalte genau im Bundesdurch-

schnitt, Spitzenreiter Schleswig-Holstein erreicht mehr als 31%, 

Bayern 17,7%, Baden-Württemberg aber lediglich 6,8%.

   Innovation
Bei den Ausgaben für Forschung und Entwicklung (F&E) bleibt 

NRW im Jahr 2019 mit einem Anteilswert von 2,2% des BIP 

nicht nur deutlich hinter Baden-Württemberg (5,8%) und Bayern 

Nordrhein-Westfalen 2035:  
Comeback eines Landes im Strukturwandel

Jörg Lichter
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Lösungsmodelle zur  
Schaffung bezahlbaren 
Wohnraums – Eine Betrach-

tung der SoBoN-Gestaltung  

im Landkreis München  

Tina Haller, Florian Schardt 

Februar 2022

Lösungsmodelle zur Schaffung
bezahlbaren Wohnraums

Eine Betrachtung der SoBoN-Gestaltung im Landkreis München 

Tina Haller, Florian Schardt 

 

So gelingt die Digitalisierung 
der Schulen in Deutschland 
Sandra Parthie,  

Christian Tribowski 

Juli 2021

Die Corona-Krise hat jedoch einmal mehr gezeigt: Das deut-

sche Schulsystem erhält trotzdem seit Jahrzehnten nicht die 

Aufmerksamkeit, die es aufgrund seiner gesellschaftlichen Be-

deutung verdient hätte. Marode Schulgebäude, fehlende Lehr-

kräfte und Schulleitungen, veraltete pädagogische Konzepte 

und die verstärkende Wirkung von sozialen Ungleichheiten, die 

das Programme for International Student Assessment (PISA) 

dem deutschen Schulsystem in regelmäßigen Abständen dia-

gnostiziert, waren weitestgehend bekannt. Die Pandemie hat 

jetzt für die breite Öffentlichkeit sichtbar gemacht: die deut-

schen Schulen sind kaum digitalisiert. Weder verfügen sie über 

ausreichende Internetanschlüsse, Computer, Software und digi-

tale Lehrmaterialien, noch verfügen alle Lehrkräfte über die nöti-

gen digital-pädagogischen Kompetenzen, um Homeschooling 

zu gestalten.

Wie stark das deutsche Schulsystem hinterher hinkt, zeigte eine 

Sonderauswertung von PISA im Jahr 2020 mit Daten aus dem 

Jahr 2018. Hinsichtlich der Verfügbarkeit von online-Lehr- und 

Lernplattformen für Schulen rangierte Deutschland auf Platz 64 

von 77 untersuchten Ländern. Vor Deutschland lag Bosnien-

Herzegowina und es folgte Albanien.1   

Der wirtschaftliche Schaden der Unterdigitalisierung des Schul-

systems ist gigantisch. Auf bis zu 3,3 Billionen Euro schätzt der 

Bildungsökonom Ludger Wössmann vom ifo-Institut die Fol-

gekosten, die durch den Schulausfall während der Pandemie 

entstanden sind.2 Noch Jahrzehnte wird die Bundesrepublik als 

Gemeinschaft diese Lasten tragen. Aber auch die individuellen 

Vermögenseinbußen der betroffenen Schüler_innen lassen sich 

heute bereits beziffern. Ihr Lebenseinkommen könnte rund 

4,5% niedriger liegen.

Auch wenn die Pandemie überstanden ist, nimmt die Notwen-

digkeit der Digitalisierung der deutschen Schulen nicht ab. Di-

gitale Technologien erleichtern es den Lehrkräften, individuell 

und zielgerichtet auf Schüler_innen einzugehen. Unser mehr 

als 150 Jahre altes Konzept von Schule kann dadurch von ei-

nem frontalen und linearen Lehrbetrieb weiter zu einer Lern-

umwelt umgebaut werden, in der Schüler_innen umfassende 

Lernerfahrungen in Echtzeit machen und in der ein Lernen im 

eigenen Takt, je nach individuellen Kenntnissen und Bedarfen, 

ermöglicht wird. Außerdem gehört der Umgang mit digitalen 

Medien und Systemen zu den Schlüsselkompetenzen im 21. 

Jahrhundert. Schulen dürfen also nicht Bremser, sondern müs-

sen Vorreiter bei digitalen Konzepten und Technologien sein. 

Die Arbeitsgemeinschaft Wirtschaft & Digitales des Manager-

kreises der Friedrich-Ebert-Stiftung hat deshalb zusammen mit 

Expert_innen fünf Maßnahmenpakete formuliert, die für eine 

gelingende Digitalisierung der deutschen Schulen notwendig 

sind. Im Folgenden stellen wir diese Maßnahmen dar. Ihre Rati-

fizierung und Umsetzung liegen dabei auf der Ebene des Bun-

des, der Länder und der Kommunen. 

So gelingt die Digitalisierung 
der Schulen in Deutschland

J U L 2021

Sandra Parthie und Dr. Christian Tribowski

Es ist hinlänglich bekannt: Deutschlands größte Ressource liegt in der Bildung seiner Bürgerinnen und 
Bürger. Damit hat auch das deutsche Schulsystem eine herausragende Bedeutung für unser Land: Es soll 
die Köpfe von morgen hervorbringen, die den zukünftigen Wohlstand und unsere Innovationskraft 
sichern.
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Eine breite Diskussion über den Instrumentenmix ist notwen-

dig. Nicht nur, aber vor allem auch in unseren Kommunen. Sie 

sind den Bürgerinnen und Bürgern am nächsten und können 

mit Unterstützung von Bund und Ländern durch geeignete Be-

teiligungsverfahren den Strukturwandel beschleunigen und zu-

gleich unser demokratisches System stärken. 

Viel Zeit bleibt nicht. Aber die Zeit muss sein, die notwendig ist, 

um bestehende und neue Konflikte auf dem Weg in die Klima- 

neutralität offen und konstruktiv anzusprechen und zu lösen. Die 

Verhandlungsergebnisse sollen uns solidarisch verbinden und 

verbindlich sein. Sie werden dazu beitragen, dass wir die Mo-

bilitätswende umsetzen und einen Beitrag für die klimaneutrale 

Zukunft leisten.

Was zum Gelingen der Mobilitätswende 
erforderlich ist

Der Ausbau der erneuerbaren Energien muss dynamisiert  
werden. Strom, Wärme, Verkehr: alle Sektoren brauchen deutlich 

mehr „grüne“ Energie, wenn der Ausstieg aus den fossilen Ener-

gien schnell gelingen soll. Daher ist es die vordringliche Aufga-

be einer neuen Bundesregierung, für einen deutlich schnelleren 

Ausbau der erneuerbaren Energien und der dazu notwendigen 

Netzinfrastruktur zu sorgen. Dazu gehört auch, sich auf Ausbau-

pfade bis 2030 zu verpflichten, die dem prognostizierten Strom-

bedarf entsprechen. 

Die öffentlichen Investitionen in Infrastruktur, für Innova-

tionen, Forschung und Entwicklung müssen auf Höchstniveau 

bleiben. Für mehr Privatinvestitionen in den Umbau unserer 

Wirtschaft benötigen wir Anreize, damit das Kapital in die Real-

wirtschaft gelenkt wird und die Transformation in eine CO2-neu-

trale Wirtschaft schneller erfolgt. Innovationspotentiale müssen 

insgesamt gestärkt und ausgeschöpft werden. 

Die Planungs- und Entscheidungsverfahren für gesamtwirt-

schaftlich relevante Mobilitäts- und Verkehrsprojekte müssen im 

Interesse von Klima- und damit Menschenschutz drastisch ver-

kürzt werden. 

Alle Steuer- und Transferleistungssysteme im Verkehrssek-

tor sind im Hinblick auf ihre Klimaverträglichkeit zu überprüfen. 

Maßnahmen und Programme, die fossile Mobilität fördern, müs-

sen unter Berücksichtigung sozialer Belange zeitnah und voll-

ständig beendet werden. 

Sofortprogramm für die Mobilitätswende
Was in den ersten 100 Tagen zu tun ist

SE P 2021

Ein Impulspapier der AG Verkehr und Mobilität des Managerkreises der Friedrich-Ebert-Stiftung
Richard Goebelt, Ottmar Haardt, Stefan Heimlich, Gerhard Prätorius, Bernd Törkel

In nur 24 Jahren wollen wir klimaneutral sein. Das bedeutet neben Industrie, Bauen und Wohnen auch 
für den Sektor Verkehr (Anteil von rd. einem Viertel der CO2-Emissionen) eine historisch noch nie da-
gewesene Herausforderung. Die Mobilitätswende wird nur gelingen, wenn wir zu Beginn der neuen 
Legislaturperiode ein umfassendes Maßnahmenbündel schnüren, das zielgenau, effizient, wirtschaft-
lich und sozial ausgewogen ist. 
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